
Aktenzeichen:

11 BV 1220{52 I m N a m e n d e s V o l k e 5

In Sachen

Verkündet

am 25° August 1960

Klägers und Revisionsklägers,

gegen
'

Beklagten und Revisionsbeklagten,

hat der 110 Senat des Bundessozialgerichts

auf die mündliche Verhandlung vom 25. August

1960, an der mitgewirkt haben

Senat5präsident Dro‚ H a u e i s e n

als Vorsitzender,

Bundesrichterin Dr„ S c h w a r z und

Bundesrichter S o n n e n b e r g
als weitere Berufsrichter,

Bundessozialrichter E r n s t und

Bundessozialrichter H a a s

als ehrenamtliche Beisitzer,

für Recht erkannt:

Das Urteil des Landessozialgerichts Celle vom

2Ä„ September 1959 wird aufgehoben; die Sache”

wird zu neuer Entscheidung an das Landes—

sozialgericht zurückverwiesen.

V o n R e c h t s w e g e n „
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Durch zwei Bescheide vom 16° Juli 1951 gewährte das Versorgungs—

amt (VersorgA) Braunschweig dem Kläger vom 1. August 1950 an
nach der Sozialversicherungsdirektive (SVD) Nr. 27 und vom

10 Oktober 1950 an nach dem Bundesversorgungsgesetz (BVG) wegen
"abklingenden Eiweißmangelschadens, Übererregbarkeit des Gefäß-

nervensystems und Steigerung der allgemeinen nervösen Erregbar—

keit nach Gehirnerschütterung", ferner wegen "Störungen des Haut—

empfindungsvermögens am rechten Oberschenkel" Rente nach einer

Minderung der Erwerbsfähigkeit (MdB) um 40 V„H° Auf Grund einer
Begutachtung durch einen Nervenfacharzt und durch einen Facharzt

für innere Krankheiten entzog das VersorgA durch Bescheid vom
70 Juli 1955 die Rente vom 1° September 1955 an, weil der Ei—

weißmangelschaden und die Übererregbarkeit„soweit sie auf dem

Eiweißmangelschaden beruhe, abgeklungen und Folgen der Gehirn—

erschütterung nicht mehr nachweisbar seien. Den Widerspruch

(Einspruch) wies das LandesversorgA Niedersachsen durch Bescheid

vom 290 Mai 1954 zurück° Der Kläger erhob Klage bei dem Sozial—

gericht (SG) Braunschweig° Das SG hob durch Urteil vom 15° Juni
1956 die Bescheide vom 7. Juli 1955 und vom 29. Mai 1954 auf und

verurteilte den Beklagten, dem Kläger wegen der in dem Bescheid

vom 16° Juli 1951 anerkannten Schädigungsfolgen über den 51‚

August 1955 hinaus Rente nach einer MdE um 40 V„H„ zu zahlen:

Eine Änderung der Verhältnisse im Sinne des 5 62 BVG liege nicht

vor, vielmehr seien lediglich die Ursachen der anerkannten Schä—

digungsfolgen in den angefochtenen Bescheiden anders beurteilt

worden° Der Beklagte führte das Urteil durch den Bescheid vom

22„ November 1956 aus, legte aber bei dem Landessozialgericht

(LSG) Celle Berufung gegen das Urteil ein. Durch "Teilberichti—

gungsbescheid" vom 1° Oktober 1957, der auf © 41 des Gesetzes
über das Verwaltungsverfahren der Kriegsopferversorgung (VeerG)

gestützt Wurde, hob der Beklagte die Bescheide vom 16° Juli 1951

und den Bescheid vom 22° November 1956 insoweit auf, als er dar-

in Übererregbarkeit des Gefäßnervensystems und Steigerung der
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allgemeinen nervösen Erregbarkeit nach Gehirnerschütterung

als Schädigungsfolgen anerkannt hatte: Die Annahme, daß

die im Jahre 1950 von den Ärzten ermittelte Übererregbar—

keit Folge einer 1939 erlittenen Gehirnerschütterung sei,

widerspreche jeder ärztlichen Erfahrung und sei daher

ohne Zweifel unrichtig; eine anlagebedingte Übererregbar-

keit könne zwar durch Strapazen während der Kriegsgefangen—

schaft vorübergehend verschlimmert werden, eine solche Ver-

schlimmerung pflege jedoch in längstens zwei Jahren nach

Beendigung der Gefangenschaft wieder abzuklingen. Der Be—

scheid vom 7° Juli 1953 wurde "insoweit aufgehoben, als

seine rechtliche Begründung nunmehr mit diesem Bescheid

gegeben wird"„ In Verbindung mit dem "Teilberichtigungs—
bescheid" vom 10 Oktober 1957 erging am gleichen Tage ein

weiterer Bescheid, in welchem als Schädigungsfolgen nun-

mehr "Narben an der Stirn, am rechten Oberschenkel und
beiden Unterschenkeln, eine Narbe an der rechten Leiste

und Empfindungsstörungen im Bereich der Haut des rechten

Oberschenkels" festgestellt (anerkannt) wurden, die MdE

mit weniger als 25 V„H° bewertet und Rente abgelehnt wurde.

Das LSG hob durch Urteil vom 24. September 1959 den Teil—

berichtigungsbescheid vom 1° Oktober 1957 auf, wies die

Klage auf Aufhebung des Bescheids über die Anerkennung

von Schädigungsfolgen vom 1. Oktober 1957 ab, hob zugleich

das Urteil des SG Braunschweig vom 15° Juni 1956 auf und

wies die Klage gegen die Bescheide vom 7„ Juli 1955 und

29° Mai 1954 ab: Der "Teilberichtigungsbescheid" vom
1° Oktober 1957 sei zu Unrecht ergangen, die Anerkennung

der Übererregbarkeit des Gefäßnervensystems und Steige—

rung der allgemeinen nervösen Übererregbarkeit nach Ge-

’hbrnerschütterung sei nicht zweifelsfrei unrichtig im

Sinne von 5 41 VeerG gewesen; es sei daher zu prüfen,
ob der Bescheid vom 7. Juli 1953 rechtmäßig sei, weil er

auf 5 62 BVG habe gestützt werden können; dies sei der

Fall; zwar bestehe bei dem Kläger nach wie vor eine Über-

erregbarkeit des Gefäßnervensystems und eine Steigerung

der allgemeinen nervösen Erregbarkeit; diese Störungen
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könnten jedoch nach den Erkenntnissen der ärztlichen

Wissenschaft zur Frage der vegetativen Dystonie bei

Spätheimkehrern jetzt nicht mehr auf Einflüsse des Wehr—
dienstes und der Kriegsgefangenschaft zurückgeführt wer—

den, vielmehr habe sich die Wesensgrundlage des Leidens

verschoben; es sei nicht anzunehmen, daß jetzt noch bei

dem Kläger ein Spätschaden nach Dystrophie vorliege; nach

der Lehre von Prof„ HZTSZT-..UHd anderen sei ein solcher

Spätschaden nur möglich als Folge eines sogenannten Summa—

tionstraumas bei klimatischer Ungunst, gehäuften Infekten

und Verwundungen verbunden mit einem Stoffwechselzusammen—

bruch infolge schwerster Unter— und Fehlernährung; dafür,

daß der Kläger einem derartigen Summationstrauma ausge—

setzt gewesen sei, bestehe kein Anhalt; die Störungen

seien vielmehr auf die mannigfaltigen Schwierigkeiten

zurückzuführen, die sich für den Kläger nach der Rückkehr

aus der Gefangenschaft ergeben haben„

Das Urteil wurde dem Kläger am 70 Oktober 1959 zugestellt°

Am 28, Oktober 1959 legte er Revision ein und beantragte,

das Urteil des LSG Celle vom 240 September 1959

aufzuheben und die Sache zu neuer Entscheidung

an das LSG zurückzuverweisen°

Am 60 November 1959 begründete er die Revision: Das LSG

habe die Frage, auf welche Ursachen die jetzt noch vor—

handenen Gesundheitsstörungén zurückzuführen seien, nicht

aus eigener Sachkenntnis entscheiden dürfen;_diese Frage

könne nur von einem Sachverständigen beurteilt werden;

.ein ärztliches Gutachten sei auch nicht deshalb entbehr—

lich gewesen, weil die Frage der sogenannten Spätheim—

kehrer—Schäden im medizinischen Schrifttum wiederholt

behandelt werden sei; die Frage des Zusammenhangs könne

nur auf Grund einer Untersuchung des Klägers entschieden

werden; im übrigen liege auch entgegen der Ansicht des

' LSG ein sogenanntes Summationstrauma im Sinne von Prof„

HCEEiEZZ;VOP; das LSG habe unter diesen Umständen die

Grenzen seines Rechts, die Beweise frei zu würdigen
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(€ 128 des Sozialgerichtsgesetzes
— SGG —), überschritten und

seine Pflicht zur Aufklärung des Sachverhalts (@ 103 SGG) ver-
letzt°

Der Beklagte beantragte,

die Revision als unzulässig zu verwerfen,

hilfsweise,

sie als unbegründet zurückzuweisen.

II

Die Revision ist nach @ 162 Abs, 1 Nr, 2 SGG statthaft; der
Kläger rügt mit Recht, das Verfahren des LSG leide an wesent—

lichen Mängeln°

Die Frage, ob das Verfahren des LSG an einem wesentlichen Mangel

leidet, ist vom sachlich—rechtlichen Standpunkt des LSG aus zu

beurteilen (BSG 2 S. 85 fra). Das LSG hat den "Teilberichsigungs—

bescheid" vom 1. Oktober 1957 aufgehoben. Es hat die Frage, ob

der Bescheid vom 16. Juli 1951 jedenfalls mit Wirkung vom 1. Sep—
tember 1953 an teilweise hat zurückgenommen werden dürfen, allein

unter dem Gesichtspunkt geprüft, ob in den Verhältnissen, die für

die Feststellung der Schädigungsfolgen und der Rente maßgebend

gewesen sind (5 62 BVG), eine wesentliche Änderung eingetreten
ist; es ist weiter der Meinung gewesen, der Beklagte habe zu

Recht in dem Bescheid vom 1. Oktober 1957 nur noch einen Teil der

Leiden des Klägers als Schädigungsfolgen festgestellt. Das LSG

hat festgestellt, der Kläger leide zwar nach wie vor unter Über—

erregbarkeit des äcfäßncrvensystems und einer Steigerung der all—

gemeinen nervöscn Erregbarkcit, dieser Zustand gehe jedoch nicht

mehr auf Einflüsse des Wehrdienstes oder der Kriegsgefangenschaft

zurück, vielmehr sei eine sogenannte Verschiebung der Wesensgrund—

lage des Leidens eingetreten, medizinisch seien als Ursache der

Störung nunmehr anlagebedingte Faktoren anzusehen. Diese Fest—

stellung ist nicht in verfahrensrechtlich einwandfreier Weise

zustande gekommen. Für die Entscheidung darüber, welche* Umstände
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ein Leiden hervorrufen oder verschlimmern, sind in aller

Regel Gutachten ärztlicher Sachverständiger heranzu—'

ziehen, weil dazu eine besondere Sachkunde auf medizi—
nischem Gebiet notwendig ist. Dies gilt besonders dann,

wenn es sich darum handelt, festzustellen, ob eine so—

genannte "Verschiebung der Wesensgrundlage eines Leidens"

eingetreten ist; hierunter versteht das LSG den Vorgang,

daß bei dem Leiden eine medizinische Ursache an die Stelle

einer anderen tritt, während das Leidensbild nach außen

hin als unverändert erscheint; auch diese Frage kann nicht

ohne eingehende medizinische Beobachtungen, Kenntnisse und

Erfahrungen entschieden werden. Bei der Beurteilung einer

medizinischen Frage darf das Gericht von der Anhörung eines-

Sachverständigen nur absehen, wenn es die erforderliche

Sachkünde selbst besitzt; es muß in diesem Fall darlegen,

worauf seine Sachkenntnis beruht, das Revisionsgericht

muß die Möglichkeit haben, nachzuprüfen, ob das Tatsachen-
gericht sich die Sachkenntnis nicht etwa zu Unrecht zuge—
traut hat (vgl. BSG, Urteil vom 2.6.1957, SozR Nr. 45 zu

5 128 SGG). Das LSG hat einen Sachverständigen nicht ges
hört. Es hat sich zur Begründung seiner Ansicht auf medi—

zinisches Schrifttum gestützt, in welchem zur Frage des

ursächlichen Zusammenhangs einer nervösen Übererregbarkeit

nach Dystrophie mit Wehrdienst bzw. Gefangenschaft und '

linsbesondere zur sogenannten Verschiebung der Wesensgrunde

lage eines solchen Leidens Stellung genommen ist. Aus die-

sem Schrifttum hat das LSG aber allenfalls entnehmen kön—

nen, daß bei einem Heimkehrer, bei dem zunächst nervöse

Übererregbarkeit als Schädigungsfolge anerkannt ist, spä—

ter eine "Verschiebung" der Wesensgrundlage des anerkann—

ten Leidens eintreten 5gnn, es hat daraus nicht entnehmen

dürfen, daß dies bei jedem Heimkehrer, also auch bei dem

Kläger, d=r Fall sein muß. Gerade in dem vom LSG zitier—

ten Aufsatz von Pollakowski (KOV 1958, S. 98) wird darauf

aufmerksam gemacht, daß bei Beurteilung der Frage, ob eine
,

Verschiebung der Wesensgrundlage eingetreten sei, die ge—

samten Umstände des Bingglfalles sorgsam abzuwägen seien

(vgl. auch "Anhaltspunkte für die ärztliche Gutachter- ‘

...?—'
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tätigkeit im Versorgungswesen;‚ Neuausgabe 1958 Nr. 89 S. 121,

insb° Absatz). Dies hat das LSG nur an Hand ärztlicher Gutachten

tun können, Es hat nicht dargelegt, daß es die Sachkunde, die die

medizinische
Beurteilung

im Falle des Klägers erfordert, besessen

habe; es ist auch nicht ersichtlich, daß es diese Sachkunde hat

haben können° Gerade auf dem Gebiet der Heimkehrerkrankheiten

haben sich die Erkenntnisse der medizinischen Wissenschaft in den

letzten Jahren weiterentwickelt, die Entwicklung ist auch nod1

nicht zum Abschluß gekommen, In solchen Fällen wird deshalb in

aller Regel ein Arzt gehört werden müssen, der auf diesem Gebiet

besonders erfahren ist° Da das LSG überhaupt keinen Sachverständi-

gen gehört, sondern sich seine Meinung an Hand allgemeiner medi-

zinischer Veröffentlichungen gebildet hat, hat es die Grenzen sei

nes Rechts, die Beweise frei zu würdigen (£ 128 SGG), überschrit-

ten und seine Pflicht zur Aufklärung des Sachverhalts (@ 103 SGG)

verletzt. Wenn der Beklagte meint, das LSG habe sich auf das Gut-

nuar 1957 gestützt, so trifft dies nicht zu. Zwar hat das LSG im

Tatbestand seines Urteils auf die Versorgungsakten, in denen die—

ses Gutachten enthalten ist, Bezug genommen; dies bedeutet jedoch

nur, daß der Inhalt der Versorgungsakten - und damit auch das Gut—
achten des Dr° MEZTt"'“:*- bei der Urteilsfindung berücksichtigt
worden ist; damit ist nicht gesagt, daß das LSG sich zur Begründung

seiner Entscheidung auf das Gutachten des Dr° M1131253i_5353g333

hat, daß und warum es dieses Gutachten für ausreichend und für

überzeugend gehalten hat, Der Kläger hat den Verstoß gegen die

@@ 128 und 103 SGG zu Recht_gerügt, die Revision ist daher statt—

haft. Die Revision ist auch frist- und formgcrecht eingelegt, sie

ist daher zulässig„

Die Revision ist auch begründét. Es ist möglich, daß das LSG nach

erschöpfender Aufklärung des Sachverhalts und nach einwandfreier
Würdigung der Beweise zu einem anderen Ergebnis kommt. Das Urteil

ist daher aufzuheben. Der Senat kann nicht selbst entscheiden, da

hierzu noch tatsächliche Feststellungen erforderlich sind. Die
Sache ist daher zu neuer Entscheidung an das LSG zurückzuver—

weisen (& 170 Abs„ 2 Satz 2 SGG).

Das LSG wird je nach dem Ergebnis der weiteren Ermittlungen zu

prüfen haben, wie der medizinische Begriff der "Verschiebung der

-8-
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Wesensgrundlage eines Leidens" im Versorgungsrecht zu

werten ist° Nach da*Überzeugung des erkennenden Senats

können die Fälle, die medizinisch mit diesem Begriff

erfaßt werden sollen, rechtlich nur so gelagert sein,

daß entweder dem Bewilligungsbescheid eine unrichtige

medizinische Beurteilung zu Grunde gelegen hat, dieser

Bescheid also von Anfang an rechtswidrig gewesen ist,

oder aber so, daß neue Krankheitserscheinungen aufge—

treten sind, die bei gleichem Leidensbild nunmehr auf

einen anderen Leidensggggd schließen lassen, daß sid1'

also die "Verhältnisse" im Sinne des $ 62 Abso 1 BVG
"geändert" haben; die "Anlage" zu einem Leiden als

solche hält der Senat nicht für einen "neu" hinzukommen-
den Umstand, in dem eine Änderung in den Verhältnissen

im Sinne von S 62 Abs° 1 BVG zu erblicken ist. Das LSG
wird, wenn es nach weiterer Beweiserhebuhg wieder zu

dem Ergebnis kommt, der Bescheid vom 7° Juli 1953 sei

rechtmäßig, auch zu prüfen haben, ob der Bescheid vom

1„ Oktober 1957 (über die Feststellung der Schädigumgs—

folgen und die Ablehnung der Rente) nicht jedenfäls in—

soweit gegenstandslos ist, als er den Anspruch auf die

Rente betrifft°

Die Kostenentscheidungt■eibt dem abschließendeu Urteil

des LSG vorbehalten. '
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